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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
BASPO Bundesamt für Sport
IOC International Olympic Committee
BAZL Bundesamt für Zivilluftfahrt
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SRK Schweizerisches Rotes Kreuz
J+S Jugend und Sport
KSD Koorinierter Sanitätsdienst

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
OFSPO Office fédéral du sport
CIO Comité International Olympique
OFAC Office fédéral de l'aviation civile
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CRS Croix-Rouge suisse
J+S Jeunesse et Sport
SSC Service sanitaire coordonné
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Dass sich auch das Parlament von sportlichen Grossereignissen ablenken lässt, zeigte
sich während des Fussball-Weltmeisterschaftsspiels Schweiz – Spanien, das in die
Sommersession fiel. Ein Ordnungsantrag Borer (svp, SO), die Sitzung während des Spiels
zu verschieben, hatte am Morgen des Spiels im Rat keine Chance. Am Nachmittag
unterbrach dann aber die Ratspräsidentin Bruderer (sp, AG) höchsteigens die Sitzung
zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung, damit der Rat die letzten Minuten
des Spiels mitverfolgen konnte. 1

ANDERES
DATUM: 16.06.2010
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Gute Dienste

Im April 2020 beantragte die APK-NR ihrem Rat mit 16 zu 6 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), eine Erklärung für einen globalen Waffenstillstand aufgrund der
Corona-Pandemie zu verabschieden. Die Kommission wollte die Staatengemeinschaft
und sämtliche Konfliktparteien dazu auffordern, sich an einem globalen
Waffenstillstand zu beteiligen, um die Herausforderungen der Corona-Pandemie
solidarisch angehen zu können. Der Bundesrat werde damit aufgefordert, das
Parlament an den Schweizer Tätigkeiten in der UNO teilhaben zu lassen, den
Weltfrieden und die menschliche Sicherheit zu fördern und den Wiederaufbau der
Weltwirtschaft entlang der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 mitzugestalten. Die
Kommission nahm dabei auch explizit Bezug auf eine Erklärung des UNO-
Generalsekretärs Antonio Guterres, der die Absurdität des Kriegs angesichts einer
solchen Katastrophe hervorgehoben und die Unterbrechung bewaffneter Konflikte
gefordert hatte. 
In der Sondersession im Mai 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem Antrag seiner
Kommission, wobei Stefanie Heimgartner (svp, AG) aufgrund der «irreführenden und
unrealistischen» Natur der Erklärung deren Ablehnung verlangte. Unterstützt wurde sie
von ihrem Parteikollegen Roland Büchel (svp, SG), der die Erklärung als Grundlage für
Zahlungen in Millionenhöhe für die humanitäre Hilfe erachtete – Geld, welches gemäss
Büchel im Inland dringend benötigt werde. Nationalrat Büchel richtete sich mit seinem
Appell primär an die übrigen bürgerlichen Parteien, erhielt von diesen jedoch kaum
Unterstützung. Nationalrat Portmann (fdp, ZH) zum Beispiel zeigte sich überzeugt, dass
die reiche Schweiz innerhalb des bestehenden Budgets durch Einsparungen etwas
«Luxus und Reichtum» abgeben könne. Die Erklärung wurde dementsprechend mit 129
zu 44 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) eindeutig angenommen. 2

ANDERES
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Des travaux visant à définir l'avenir du Service sanitaire coordonné (SSC) ont été initiés
par un groupe de projet. Le groupe – réunissant des représentants de la santé et de la
sécurité de la Confédération et des cantons – s'est penché sur l'état de préparation de
la Suisse, afin de pouvoir maîtriser les aspects sanitaires et améliorer la coordination
lors de la gestion de situations de crise. 
Le DDPS avait mandaté Thomas Zeltner pour déterminer si le SSC répondait aux défis et
missions actuelles. Le rapport, examiné en novembre 2019, confirmait la nécessité
d'adapter l'organisation et fournissait des recommandations relatives aux prestations
des tâches et de l'orientation générale du service. Les propositions du groupe de projet
sont attendues pour le premier semestre 2021. 3

ANDERES
DATUM: 16.01.2020
DIANE PORCELLANA
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Anfang April 2020 gab die Rega bekannt, dass sie im vergangenen Monat um die 50
Patientinnen und Patienten aus vier verschiedenen Kontinenten zurück in die Schweiz
geflogen habe. Dabei habe es sich bei über einem Dutzend von ihnen um Covid-19-
Patientinnen und -Patienten oder um Personen mit Verdacht auf das Coronavirus
gehandelt. Bis Ende April waren es gemäss Angaben der Rega über zwanzig mit Covid-19
infizierte Personen, die mit einem der drei Rega-Jets repatriiert wurden. Die aufgrund
der Covid-19-Pandemie herrschenden Reisebeschränkungen hätten die
Repatriierungsflüge beeinflusst, unter anderem sei ihre Organisation aufgrund
ständiger Änderungen der Ein- und Ausreisebestimmungen der verschiedenen Länder
mit mehr Aufwand verbunden gewesen als unter normalen Umständen. Die Rega sei
zum Teil vom EDA unterstützt worden, das zum Beispiel bei der Beschaffung
notwendiger Bewilligungen geholfen habe. Doch nicht nur der organisatorische und
administrative Aufwand, sondern auch der Transport der Corona-Patientinnen und
-Patienten habe die Rega vor Herausforderungen gestellt, betonte diese. In der
überwiegenden Zahl der Fälle sei bei der Repatriierung solcher Personen die
sogenannte Patienten-Isolationseinheit (PIU) verwendet worden. Diese sei vergleichbar
mit einem Schutzzelt, in dem die Patientin oder der Patient vor dem Besteigen des
Ambulanzjets isoliert werde. Dadurch könne die Ansteckung der Crew verhindert
werden und der Jet müsse nicht nach jedem Flug desinfiziert werden, sondern sei
gleich wieder einsatzbereit. 

Auch die Helikopter-Crews der Rega waren während der ersten Welle der Corona-
Epidemie im Einsatz. Zwischen dem 11. März und dem 24. April transportierten sie
gemäss eigenen Angaben 88 Personen, die am Coronavirus erkrankt waren. Dabei habe
es sich in erster Linie um Sekundärtransporte gehandelt, also Flüge, bei denen
Patientinnen und Patienten von einem Spital in ein anderes verlegt werden. Gut zwei
Drittel von ihnen seien intensivmedizinische Spezialtransporte gewesen, bei welchen
eine künstliche Beatmung notwendig gewesen sei. Damit die Rega bei
Kapazitätsengpässen im Tessin Patientinnen und Patienten auf bei schlechten
Sichtverhältnissen in die Deutschschweiz habe verlegen können, habe sie vom BAZL für
die Zeit der ausserordentlichen Lage Ausnahmebewilligungen für
Instrumentenflugverfahren erhalten. 

Sowohl die drei Ambulanzflugzeuge wie auch die Helikopter der Rega seien auch
anderen Staaten und Organisationen zur Verfügung gestanden, wenn es die Kapazität
der Rega erlaubt habe, zum Beispiel zur Verlegung von italienischen und französischen
Corona-Patientinnen und -Patienten in deutsche Spitäler. Während die Rega-
Helikopter seit Mitte März eine geringere Anzahl Einsätze als im gleichen Zeitraum des
Vorjahres verzeichnet hätten, was vor allem auf die zurückhaltendere Freizeitgestaltung
der Bevölkerung zurückzuführen sei, hätten die Ambulanzjets seit dem 11. März mehr
Flugstunden gesammelt als im Frühjahr 2019. Dies erklärte die Rega mit den weiter
entfernten Destinationen, die sie angeflogen habe, und dem Rückgang der
Repatriierungen durch Linienflugzeuge. 4

ANDERES
DATUM: 24.04.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Noch bevor konkrete Zahlen aus dem «Look-back» vorlagen, stellte das SRK den neu
gegründeten AIDS-Solidaritätsfonds vor, der mit einem Aufpreis von knapp 5 Prozent
auf Blutkonserven finanziert wird. Laut dem Fonds-Reglement erhält Beiträge, wer
erwiesenermassen mit dem AIDS-Virus infizierte Blut- oder Plasmapräparate des SRK-
Blutspendedienstes erhalten hat, indirekt durch einen Empfänger eines infizierten
Präparates angesteckt wurde oder gegenüber einer direkt oder indirekt angesteckten
Person unterhaltspflichtig ist. Die SRK-Beiträge sollen den Betroffenen in Ergänzung zu
Versicherungs- und Fürsorgeleistungen die Weiterführung eines menschenwürdigen
Lebens ermöglichen. Die SRK-Entschädigungen werden ohne Rechtspflicht im Sinne
einer sozialen Massnahme erbracht. 5

ANDERES
DATUM: 27.03.1993
MARIANNE BENTELI
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Im September 2014 gab der Bundesrat eine Kooperation mit Novartis bekannt, wodurch
im Notfall sichergestellt werden könne, dass genügend Impfdosen zur Verfügung
stünden. Deswegen sollte das Parlament einen Verpflichtungskredit von CHF 50 Mio.
genehmigen. Zur Sicherstellung der Impfversorgung will die Regierung für den
Pandemiefall die Produktionskapazitäten zur Herstellung von Impfstoffen reservieren.
Ziel dieser Massnahme ist die rasche Beschaffung von Impfdosen beim Ausbruch einer
Pandemie. Mit dem angedachten System sollen bis zu 80% der Schweizer Bevölkerung
versorgt werden können. Der Bundesrat hält die Reservation von
Produktionskapazitäten für die Schweiz für unabdingbar, um im Bedarfsfall über
genügend Impfstoffe zu verfügen, was ohne den Vertrag nicht garantiert wäre. Bemerkt
wurde indes auch, dass andere Länder in Europa gleich verfahren und sich bei
Pharmafirmen Kapazitäten gesichert haben. Die Kosten von gut CHF 10 Mio. pro Jahr
hielt die Landesregierung für diese Form von Versicherung angesichts der potenziellen
Schadenssumme einer schweren Pandemie für tragbar. Der Verpflichtungskredit zur
Pandemiebereitschaft wurde im Zuge der Beratungen zum Voranschlag 2015 beraten
und genehmigt. 6

ANDERES
DATUM: 19.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sport

Im Juni 1993 wurde in Lausanne das auf privater Basis finanzierte Olympische Museum
eröffnet. Neben viel Prominenz aus Sport und Politik nahmen auch Bundespräsident
Ogi und der spanische König Juan Carlos an der Inauguration teil. Lausanne ist seit 1915
Sitz des Internationalen Olympischen Komitees (IOC). Ende 1993 verlieh das IOC
Lausanne den Titel der «Olympia-Hauptstadt». 7

ANDERES
DATUM: 23.06.1993
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat reichte die Schweizer Kandidatur für die Beherbergung der
Internationalen Anti-Doping-Agentur (Wada) ein, die ihren provisorischen Sitz in
Lausanne hat. Er stellte der Wada 200'000 Fr. Starthilfe sowie steuerliche
Erleichterungen in Aussicht. Als Hauptargument für die Bewerbung nannte er
Synergieeffekte mit dem Internationalen Olympischen Komitee, welches seinen Sitz
ebenfalls in Lausanne hat, und mit mehreren internationalen Sportverbänden, die sich
am Genfersee niedergelassen haben, sowie die Nähe zu zwei Universitäten mit
naturwissenschaftlichen Abteilungen. Weiter beschloss der Bundesrat, die Beziehungen
zum Internationalen Olympischen Komitee (IOC) in einem Abkommen zu regeln. Damit
sollen die bereits früher dem IOC gewährten Erleichterungen steuerlicher Art
vertraglich verankert werden. 8

ANDERES
DATUM: 15.11.2000
MARIANNE BENTELI

Trotz der gescheiterten Olympiakandidatur von Sion 2006 erlosch in der Schweiz das
olympische Feuer keineswegs. Gleich zwei Regionen bewarben sich um eine Kandidatur
für die Winterspiele 2010. Als erstes präsentierte ein Komitee „Bern-Montreux 2010“
sein Projekt. Es pries seine Bewerbung als „Brückenschlag über den Röstigraben“ und
unterstrich die zentrale Verkehrslage, den nationalen Charakter durch den Einbezug
von sieben Kantonen sowie den Umstand, dass aufgrund der bestehenden Infrastruktur
kaum Neubauten geplant seien, was auch die Kosten tief halten würde. Wenige Tage
später stellte ein Komitee „Olympische Winterspiele 2010 Zürich/Graubünden“ sein
Dossier gleichzeitig in Chur und Zürich vor. Auch hier versicherten die Promotoren
glaubhaft, nur bereits bestehende oder ohnehin geplante Einrichtungen nutzen zu
wollen. Beide Kandidaturen wurden Anfang November beim Schweizerischen
Olympischen Verband eingereicht. Dieser wies nach einer ersten Prüfung beide
Projekte zur Überarbeitung an die Komitees zurück und verlangte eine weniger breite
Streuung der vorgesehenen Austragungsorte. 9

ANDERES
DATUM: 06.12.2000
MARIANNE BENTELI

Nachdem der Schweizerische Olympische Verband (SOV) seine Vorgaben für eine
Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2010 präzisiert hatte (insbesondere
Konzentration auf eine sogenannte Host-City), wurde die Kandidatur Zürich-
Graubünden in „Davos 2010“ umbenannt. Das Komitee „Bern-Montreux 2010“ hielt in
den grossen Linien an seiner Kandidatur fest, fokussierte das Projekt aber auf die Stadt
Bern. Ende Juni wurden die beiden Dossiers beim SOV eingereicht. Trotz kritischer
Stimmen sprach sich die Exekutive des SOV zwei Monate später für die Bündner
Kandidatur aus, wurde wenige Tage später aber vom Sportparlament von Swiss Olympic,
der Dachorganisation der Sportverbände, desavouiert, das mit 145 zu 121 Stimmen Bern
den Vorzug gab. Da gleichzeitig beschlossen wurde, trotz der Enttäuschung von 1999, als

ANDERES
DATUM: 06.09.2001
MARIANNE BENTELI
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Sion (VS) Turin (I) bei der Zuteilung der Olympischen Winterspiele 2006 unterlegen war,
erneut für diesen Grossanlass zu kandidieren, ist Bern die offizielle Anwärterin der
Schweiz für die Spiele 2010. Den Ausschlag dürfte der Umstand gegeben haben, dass
die Berner Kandidatur Deutsch- und Westschweiz vereint; zudem appellierten die
Berner Promotoren stärker an die Emotionen als ihre Bündner Konkurrenten. 10

Die Aspirationen auf eine Kandidatur der Schweiz für die Olympischen Winterspiele
2014 zerschlugen sich. Mitte Februar legten die privaten Promotoren der Variante mit
Zürich als so genannter Host City , welche die Unterstützung der Kantone Schwyz und
Graubünden fand, in denen die meisten Wettkämpfe hätten stattfinden sollen, dem
Zürcher Regierungsrat ihr Bewerbungsdossier vor. Dieser sprach sich für eine vertiefte
Prüfung des Projekts aus, welches aber bereits zu diesem Zeitpunkt im Kantonsrat auf
Skepsis stiess, umso mehr, als sich die Stadt schon früher von jeglicher finanziellen
Beteiligung distanziert hatte. Gleichzeitig wurde bekannt, dass auch die Gemeinde
Davos (GR) eine Bewerbung ins Auge fasste. Beide Interessengruppen machten Anfang
März eine entsprechende offizielle Eingabe an Swiss Olympic. Dessen Exekutivrat
erteilte der Kandidatur von Davos eine klare Absage: Das Vorhaben werde weder von
der Bündner Regierung unterstützt, noch entspreche es dem von Swiss Olympic
vorgegebenen Profil. Das Zürcher Projekt wurde nur lau unterstützt. Das technische
Dossier entsprach zwar den Anforderungen, durch wurde der ungenügende politische
Sukkurs von Kanton und Stadt bemängelt, weshalb den Zürcher Promotoren
diesbezüglich klare Vorgaben gemacht wurden, um eine Wiederholung des Debakels der
Kandidatur „Berne 2010“ zu vermeiden. Da die Stadt Zürich ihre Haltung nicht änderte,
warfen die Promotoren Mitte September das Handtuch. Der Kanton Wallis hatte bereits
Ende Februar seinen Verzicht auf eine Bewerbung bekannt gegeben. 11

ANDERES
DATUM: 15.09.2004
MARIANNE BENTELI

Mitte 2014 bekräftigte der Bundesrat seinen Willen zur Sportförderung, indem er beim
VBS die Ausarbeitung einer „Gesamtschau Sport Schweiz“ in Auftrag gab. Auslöser war
unter anderem die vom Ständerat überwiesene Motion gewesen, die eine verstärkte
Förderung von Breiten-, Nachwuchs- und Leistungssport verlangt. Weitere Projekte
sind das in Arbeit befindliche Leistungssportkonzept sowie das Nationale
Schneesportzentrum. Die konzeptionelle und finanzielle «Gesamtschau Sport Schweiz»
sollte bis Ende 2014 vorgelegt werden. Da sich die Ausarbeitung jedoch um einige
Monate verzögerte, konnte diese Frist nicht eingehalten werden. Das Arbeitspapier soll
nun per Frühling 2015 bereit stehen. Bestandteil der Gesamtschau sind ein
Leistungssportkonzept, ein Breitensportkonzept sowie ein Immobilienkonzept.
Letzteres beinhaltet die Weiterentwicklung der Sportzentren Magglingen (BE) und
Tenero (TI) sowie die Evaluationsarbeiten zu einem Nationalen Schneesportzentrum. 12

ANDERES
DATUM: 06.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Magglingen (BE) wurde Patin einer Konvention gegen Wettkampfmanipulation im Sport.
Die Sportminister des Europarates unterzeichneten im Herbst 2014 vor Ort die
gleichnamige „Magglinger Konvention“, worin konkrete Massnahmen gegen
Wettkampfmanipulation und das Bekenntnis zu internationaler Zusammenarbeit
niedergeschrieben sind. Ursache für diesen Schritt war die Erkenntnis, dass mit
wachsender ökonomischer Bedeutung des Sports auch eine Zunahme von legalen und
illegalen Sportwetten verzeichnet werde. Manipulationen von Wettkämpfen zur
unrechtmässigen Bereicherung durch Sportwetten bedrohe die Integrität des Sports
weltweit. Der Europarat wollte mit gezielten Massnahmen Gegensteuer geben. Die
Vertragsstaaten der Konvention verpflichten sich darin, wirksame Strafnormen
auszuarbeiten, grenzüberschreitend Rechtshilfe zu leisten und Empfehlungen im
Umgang mit Anbietern von Sportwetten zu erlassen. Die Schweiz bekräftigte als eine der
Erstunterzeichnerinnen ihre Bereitschaft, bei sportethischen Themen eine
Führungsrolle einzunehmen. In einem nächsten Schritt soll die Konvention gegen
Wettkampfmanipulation in den Unterzeichnerstaaten durch die Parlamente ratifiziert
werden. In der Schweiz wird die entsprechende Botschaft gegen Ende 2015 erwartet. 13

ANDERES
DATUM: 18.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Ein wichtiger Schritt für den Schweizer Sport stellte die Präsentation der Gesamtschau
Sportförderung des Bundes des Bundesrats im Mai 2015 dar. Die Ausarbeitung
mehrerer Konzeptpapiere ging auf einen Auftrag des Parlaments aus dem Vorjahr
zurück. Das fortan Aktionsplan Sportförderung genannte Massnahmenpaket war in drei
Konzepte aufgeteilt. Mit einem Breitensportkonzept wurde eine Steigerung der Sport-
und Bewegungsaktivität der gesamten Bevölkerung anvisiert. Bewegungsmangel,
motorische Defizite und Tendenzen zu Übergewicht würden eine Ausweitung von
verschiedenen Sportangeboten, aber auch die Förderung der Vereinsentwicklung nötig
machen. Ein Leistungssportkonzept stellte den Spitzensport ins Zentrum und diente zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Athletinnen und Athleten, die betreuenden
Personen in den Staffs und die Sportverbände. Ein Immobilienkonzept ergänzte das
dargelegte Instrumentarium: Die beiden Sportzentren Magglingen und Tenero reichten
für die Bedürfnisse nicht mehr aus, zudem seien an beiden Standorten bauliche
Massnahmen nötig. Im Immobilienkonzept wurde auch ein nationales
Schneesportzentrum konkretisiert, wobei einer Standortbewerbung aus Lenzerheide
die beste Ausgangslage zugeschrieben wurde. 

In zwei Etappen sollten die umschriebenen Ziele umgesetzt werden. Zunächst sollten
zwischen 2018 und 2023 CHF 339 Mio. investiert werden. In den sechs Jahren danach,
also für die Zeitspanne 2024 bis 2029, sollten noch einmal fast CHF 600 Mio. in den
Sport investiert werden. Grosse Anteile dieser Summe würden in den Ausbau der
Infrastruktur und die Grundsteinlegung für das Schneesportzentrum fliessen. Damit die
Fördermassnahmen bestmöglich ausgeschöpft werden könnten, sei der Bund jedoch
auf die (auch finanzielle) Mithilfe der Gemeinden und Kantone angewiesen. Mit dieser
Ausgangslage, die in die Vernehmlassung geschickt wurde, nahm der Aktionsplan
Sportförderung die nächsten Hürden in Angriff. 14

ANDERES
DATUM: 27.05.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die „Schneesportinitiative Schweiz”, respektive der gleichnamige Verein, war ab Anfang
2015 operativ und führte seither eine Geschäftsstelle in Bern. Im September des
gleichen Jahres hielt der Verein die erste Vereinsversammlung ab, was er als Anlass
nahm, weiter über seine Tätigkeiten zu informieren. Mit dem Ziel, den Schneesport
wieder näher an die Jugendlichen zu bringen, lancierte der Verein eine Plattform, die
einen Rundum-Service für Schulen bietet und diesen ermöglicht, auf einfache Weise
ihre Schneesportlager zu organisieren beziehungsweise organisieren zu lassen. 15

ANDERES
DATUM: 08.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit Ablauf der Vernehmlassung und der Berücksichtigung der Stellungnahmen durch die
Regierung nahm die Entwicklung der Sportförderung des Bundes im Verlauf des Jahres
2016 genauere Züge an. Erster Anhaltspunkt für die Weiterentwicklung war der
Vernehmlassungsbericht zum Paket. 145 Stellungnahmen waren eingegangen, wovon 117
von „interessierten Organisationen und Verbänden”, also den Akteuren aus dem
Gesundheits- und Sportbereich kamen. Grossmehrheitlich wurde auf das Breiten- und
Leistungssportkonzept Bezug genommen, die Immobilienplanung rief weniger
Reaktionen hervor. Die Kantone äusserten sich überwiegend positiv zu den Konzepten,
bemängelten jedoch die noch zu grosse Unklarheit bei den Finanzierungsfragen.
Überhaupt waren die Bereitstellung und Verteilung der Ressourcen ein wichtiges
Thema, was sich auch in der Betrachtung der Stellungnahmen der weiteren Akteure
zeigte. Dort wurden die vielen Begehrlichkeiten und durchaus sehr unterschiedlichen
Vorstellungen des Mitteleinsatzes deutlich sichtbar.
Der Bundesrat fällte daraufhin weitere Beschlüsse. Klar war, dass ein kontinuierlicher
Ausbau der Sportförderung stattfinden sollte. Im Fokus standen dabei die bereits
angedachten baulichen Massnahmen in den nationalen Sportzentren Tenero und
Magglingen sowie eine bessere Ausstattung des Programms „Jugend + Sport”. Diese
Kernelemente sollten bis im folgenden Herbst im Aktionsplan Sportförderung
konkretisiert werden. J+S sollte ab 2017 mit zusätzlichen CHF 10 Mio. ausgestattet
werden. Die Projektierung des Schneesportzentrums wurde jedoch angesichts der
klammen Finanzen des Bundes bis 2023 ausgesetzt. 16
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Anfang September 2017 gab der Verein Schneesportinitiative in einer Medienmitteilung
bekannt, dass in der zweiten Wintersaison seit dem Bestehen des Programms über
18'000 Kinder und Jugendliche von GoSnow-Schneesportlagern profitieren konnten
(rund 4000 mehr als in der vorherigen Saison). Dennoch lautete die Einschätzung von
Vereinspräsidentin Tanja Frieden, dass man sich damit noch nicht zufrieden gebe. Das
Ziel sei, noch mehr Schülerinnen und Schülern den Wintersport – das „schweizerische
Kulturgut Schneesport” – nahe zu bringen. Bei den Lehrerinnen und Lehrern erwies sich
die Initiative und die dazugehörige Plattform „GoSnow.ch” gemäss Aussagen des
Vereins als äusserst beliebt. So gaben in einer Befragung sämtliche Teilnehmenden an,
die Plattform weiterempfehlen zu wollen. 
2016 erhielt die Schneesportinitiative auch eine Auszeichnung: Für seine gezielte
Nachwuchsförderung für den Wintersport erhielt der Verein den zweiten Preis des
„Milestone Excellence in Tourism” in der Sparte „Innovation”. 17
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Im Jahr 2017 wurde die Übergabe des Programms «Jugend und Sport» vom BASPO an
Swiss Olympic in die Wege geleitet. Dieser Änderung, welche die Nachwuchsförderung
fortan zur Sache des Privatsports machte, stimmte der Bundesrat im November 2017
zu. Damit wurde Swiss Olympic mit der Koordination des gesamten Leistungssports aller
Altersstufen betraut, wodurch eine klarere Aufgabentrennung zwischen BASPO und
Swiss Olympic beabsichtigt wurde. Die Übergabe hatte keine finanziellen
Konsequenzen, weil der Bund weiterhin seinen Anteil an Mitteln zur Verfügung stellen
würde, bedeutete hingegen weniger Aufwand für das BASPO. 
Diese Kompetenzenverlagerung ging auf den Wunsch von Swiss Olympic zurück, das sich
im Zuge der Konkretisierung des Leistungssportkonzeptes des Bundes um die
Übernahme der Koordination der nationalen Nachwuchsförderung bemüht hatte. Hinzu
kam auch eine deutlichere Abgrenzung der J+S-Angebote, indem nur noch jene
Jugendorganisationen in den Genuss von Subventionen kommen sollten, welche die
Voraussetzungen des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes erfüllten. Religiös
geprägte Organisationen fielen damit aus dem Raster, womit der Bundesrat mehreren
Entscheiden des Bundesverwaltungsgerichts nachkam. Die Streichung dieser Gelder
löste bei den Betroffenen Unverständnis aus. Als Reaktion wurde eine Petition lanciert
mit dem Ziel, den Entscheid rückgängig zu machen. Andi Bachmann-Roth,
Jugendbeauftragter der Schweizerischen Evangelischen Allianz, stritt gegenüber der
NZZ zwar nicht ab, dass die Verbände die Lagerteilnehmenden zur Konversion einladen
würden, es sei jedoch auch ihr gutes Recht «in einem freien Land», dies zu tun.
Schliesslich gehe es den Verantwortlichen um eine ganzheitliche Förderung der
Jugendlichen. Auch in Politikerkreisen stiess der Beschluss auf Kritik. So kritisierte SP-
Nationalrat Nussbaumer (sp, BL), der selber Mitglied einer Freikirche ist, die Streichung
der Subventionen ebenfalls als unangemessen. Er zeigte sich einverstanden damit, dass
der Staat fundamentalistische Organisationen nicht unterstützen könne, «einfach alle
Freikirchen in einen Topf [zu] werfen», sei indes falsch. Ob er oder andere christliche
Politikerinnen oder Politiker dazu einen Vorstoss einreichen wollten, wurde vorerst
aber offen gelassen.

Zur Umsetzung der beabsichtigten Neuerungen waren drei Verordnungen einer
Teilrevision unterzogen worden: Die Entwürfe der neuen Sportförderungsverordnung,
der Verordnung des VBS über die Sportförderungsprogramme und -projekte sowie der
Verordnung des BASPO über «Jugend und Sport» wurden zwischen März und Juni 2017
einer Vernehmlassung unterzogen. Dort stiessen die Reformen kaum auf Widerstand.
Vor allem die betroffenen Sportverbände zeigten sich zufrieden mit den Änderungen,
auch weil sich eine Unterscheidung von Spitzen- und Breitensport erübrige. Mit dem
positiven Widerhall wurden die Verordnungen vom Bundesrat auf Jahresbeginn 2018 in
Kraft gesetzt. 18
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